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§17

Einsatz der Mittel für Beihilfen

(1) Im Rahmen der staatlichen Aufgaben ist von den 
Räten der Bezirke entsprechend den sozialökonomischen 
Bedingungen eine Differenzierung der Mittel für Un­
terhaltsbeihilfen auf die einzelnen Kreise vorzunehmen. 
In gleicher Weise verfahren die Räte der Kreise gegen­
über den Räten der Städte und Gemeinden für die 
einzelnen Schulen.

(2) Im Rahmen der staatlichen Aufgaben ist von den 
Räten der Bezirke, Abteilung Berufsbildung und Be­
rufsberatung, entsprechend den sozialökonomischen Be­
dingungen eine Differenzierung der Mittel für Ausbil- 
dungsbei'hilfen auf die einzelnen Kreise vorzunehmen.

(3) Die in den Haushaltsplänen festgelegten Fonds für 
Unterhalts- bzw. Ausbildungsbeihilfen dürfen nicht 
überschritten werden. Bei den Räten der Kreise sind 
3 % der Mittel als Reserven zur Verfügung zu halten.

§18

Schlußbestimmungen

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Wir­
kung vom 1. September 1971 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

— die Zweite Durchführungsbestimmung vom 7. Au­
gust 1967 zum Gesetz über das einheitliche soziali­
stische Bildungssystem — Unterhaltsbeihilfen für 
Oberschüler und Ausbildungsbeihilfen für Lehr­
linge - (GBl. II S. 567; Ber. S. 711),

— die Dritte Durchführungsbestimmung vom 4. Juli 
1968 zum Gesetz über das einheitliche sozialistische 
Bildungssystem — Unterhaltsbeihilfen für Oberschü­
ler und Ausbildungsbeihilfen für Lehrlinge — 
(GBl. II S. 531).

Berlin, den 27. September 1971

Der Staatssekretär Der Minister
für Berufsbildung für Volksbildung

W e i d e m a n n  H o n e c k e r

Anordnung 
über das Verbot von Anzahlungen und 

Vorauszahlungen

vom 28. September 1971

Im Einvernehmen mit den zuständigen Ministern 
und anderen Leitern zentraler Staatsorgane wird fol­
gendes angeordnet:

§ 1 

Grundsatz

Den volkseigenen Betrieben, volkseigenen Kom­
binaten und Kombinatsbetrieben, den Vereinigungen

Volkseigener Betriebe und anderen wirtschaftsleiten­
den Organen mit wirtschaftlicher Rechnungsführung, 
den sozialistischen Großhandelsgesellschaften, Außen­
handelsbetrieben und den Konsumgenossenschaften ist 
es verboten, für Lieferungen und Leistungen innerhalb 
der Deutschen Demokratischen Republik aus Verträgen, 
die sie untereinander oder mit Betrieben, anderer 
Eigentumsformen abschließen, Anzahlungen bzw. Vor­
auszahlungen zu leisten oder entgegenzunehmen, so­
weit sich aus § 2 nichts anderes ergibt.

§ 2
Ausnahmeregelungen

(1) Das Verbot gemäß § 1 gilt nicht für

— Abschlagzahlungen für unvollendete Investitions­
leistungen,

— Vorauszahlungen und Vorfinanzierungen für wis­
senschaftlich-technische Leistungen,

— Akkreditivstellungen zur Sicherung der Bezahlung 
einer vertraglich vereinbarten Lieferung oder Lei­
stung

entsprechend den Rechtsvorschriften.

(2) Weitere Ausnahmen von dem Verbot gemäß § 1 
können

a) die zuständigen Minister und anderen Leiter 
zentraler Staatsorgane im Einvernehmen mit 
dem Minister der Finanzen für die zentralgelei­
teten Betriebe,

b) der Minister für Handel und Versorgung im 
Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen für 
den sozialistischen Einzelhandel,

c) der Minister für Bezirksgeleitete Industrie und 
Lebensmittelindustrie im Einvernehmen mit dem 
Minister der Finanzen für die Betriebe der Wirt­
schaftsräte der Bezirke,

d) die Leiter der Fachorgane der zuständigen ört­
lichen Räte im Einvernehmen mit dem Leiter 
der Abteilung Finanzen für die übrigen örtlich 
geleiteten Betriebe

festlegen.

§ 3

Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung 
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 31. Juli 1964 
über das Verbot von Anzahlungen und über die Pla­
nung und Abrechnung langfristiger Einzelfertigungen 
(GBl. II S. 703) außer Kraft.

Berlin, den 28. September 1971

Der Minister der Finanzen
B ö h m


